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KURZ KOMMENTIERT

Tarifverhandlungen

Auf Vernunft setzen

In der gerade begonnenen Metall-Tarifrunde stehen
sich Gewerkschaften und Arbeitgeber angesichts von
Lohnforderungen in Höhe von 6,5% noch unversöhn-
lich gegenüber. Zweifelsohne würden Tarifabschlüsse
nur wenig unterhalb dessen die Preisstabilität gefähr-
den sowie die labile Konjunktur und die unbefriedi-
gende Beschäftigungssituation zusätzlich belasten. 

Panik ist deshalb gleichwohl noch nicht angezeigt.
Denn es gehört zum Ritual von Tarifverhandlungen,
daß zu deren Beginn Gewerkschaftsforderungen und
Arbeitgeberangebot mehr oder weniger weit ausein-
anderklaffen. Schaut man in die Vergangenheit, zeigt
sich, daß überhöht erscheinende Lohnforderungen
nicht automatisch volkswirtschaftlich angemessene
Abschlüsse ausschließen. 1994 war die konjunkturel-
le Situation ähnlich ungünstig wie derzeit; vorausge-
gangen war eine Rezession und die Inflationsrate war
noch etwas höher gewesen. Obwohl die Gewerk-
schaften damals zwischen 5,5 und 6% Lohnerhöhung
gefordert hatten, begnügten sie sich letztlich mit
1,9%.

Die Friedenspflicht für diese Metall-Lohnrunde endet
Ende März. Es besteht also noch einige Zeit, um sich
in den Positionen anzunähern, und es werden bis da-
hin auch noch einige wichtige Daten für die Entschei-
dungsfindung hinzukommen. So die neueste Inflati-
onsrate, die sich schon im Februar wieder verringern
wird, nämlich auf merklich unter 2%. Zieht man über-
dies die steuerbedingten Preiseffekte ab, die ohnehin
nicht in die Lohnfindung eingehen sollten, so wird die
jahresdurchschnittliche Teuerungsrate in diesem Jahr
nach Einschätzung des HWWA auf annnähernd 1%
zurückgehen. Eine Fortsetzung der moderaten Lohn-
politik der vergangenen Jahre würde durchaus die
Reallöhne steigen lassen und zugleich zur wirtschaft-
lichen Besserung beitragen. jh

Krankenhausreform

Bundesländer mauern

Der Krankenhausbereich enthält eine Menge Spreng-
stoff für eine weitere Kostenexplosion im Gesund-
heitswesen, denn insbesondere hier sind erhebliche
Steigerungen des Aufwands aufgrund des medizi-
nisch-technischen Fortschritts und der demographi-
schen Entwicklung zu erwarten. Die Kosten der sta-
tionären Behandlung waren schon in der Vergangen-
heit im Vergleich zu den Gesamtkosten der

Krankenversorgung weit überdurchschnittlich gestie-
gen. Gleichzeitig liegt Deutschland bei der Bettenzahl
pro Einwohner in der EU an der Spitze.

Die seit langem geplante Krankenhausreform ist nun
Anfang Februar im Bundesrat gescheitert. Bei diesem
wichtigen gesundheitspolitischen Projekt war vorge-
sehen, das Abrechnungssystem der Krankenhäuser
ab 2004 auf Fallpauschalen umzustellen. Ausgestattet
werden die Krankenhäuser bis 2007 aber noch weit-
gehend nach den alten Krankenhausbudgets. Bei ei-
nem Fallpauschalensystem würde sich eine maximale
Auslastung der Betten nicht mehr lohnen, ineffiziente
Kliniken müßten schließen. Klinikschließungen werden
aber aus politischen Gründen vor allem von den Kom-
munen abgelehnt, zumal gegenwärtig nicht sie, son-
dern letztlich die Kassen den Betrieb auch überdi-
mensionierter Krankenhauskapazitäten finanzieren.

An dem Abstimmungsverhalten der Länder zeigt sich
wieder einmal die geringe Bereitschaft, Reformen
durchzuführen, die klar zurechenbare Einschnitte ver-
ursachen. Sichtbar wird außerdem, wie alle Interes-
sengruppen gemeinsam jede sinnvolle Änderung
blockieren. So befürchten beispielsweise die Kran-
kenhausärzte Nachteile für die Patienten durch kürze-
re Liegezeiten. Diese würden erst gar nicht entstehen,
wenn die ambulante und die stationäre Behandlung
besser verzahnt wären. Aber auch diese Reform war
schon vor zwei Jahren – vor allem auf Druck der Kas-
senärztlichen Vereinigungen – im Bundesrat geschei-
tert. er

Bombardier

Ordnungspolitisches Lehrstück

Seitdem der Schienenfahrzeughersteller Bombardier
die Schließung des in Sachsen-Anhalt gelegenen
Standortes Ammendorf nach der Intervention des
Kanzlers zurückgenommen hat, rätselt die Öffentlich-
keit über die Motive: Beugte sich das Unternehmen
politischem Druck, oder wurden ihm staatliche Ver-
günstigungen und Aufträge von der D-Bahn in Aus-
sicht gestellt? Beides könnte den Bund teuer zu ste-
hen kommen. Schwingt der Kanzler die Peitsche,
dann gibt er potentiellen Investoren das Signal, daß
sie sich in eine Falle begeben, aus der sie zwar hinein,
aber nicht mehr herauskommen. Lockt er mit dem
Zuckerbrot, macht er sich in Zukunft erpreßbar. 

Es scheint, daß der Kanzler sein Amt mit dem eines
Landesfürsten oder Lokalpolitikers verwechselt. Für
diese mag es angehen, in der Region ansässigen Be-
trieben beizustehen, die von überregionaler Konkur-
renz bedrängt werden, vorausgesetzt, daß die natio-
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nalen oder supranationalen Instanzen darüber wa-
chen, daß die Unterstützung nicht den Wettbewerb
verfälscht. Diese ihm aufgetragene Schiedsrichter-
funktion hat der Bundeskanzler bei seiner Intervention
zugunsten von Ammendorf aus dem Blick verloren.
Auf dem deutschen Markt für Schienenfahrzeuge kon-
kurrieren neben Bombardier zwei weitere deutsche
Anbieter. Darüber hinaus hat Bombardier in Deutsch-
land mehrere Produktionsstandorte, die nicht nur in
einem Komplementaritäts-, sondern auch in einem
Konkurrenzverhältnis stehen. Nach den bekannt ge-
wordenen Restrukturierungsplänen von Bombardier
konkurriert Ammendorf z.B. vor allem mit dem bran-
denburgischen Henningsdorf. 

Bislang haben es die Bundesregierungen im Interesse
ihrer Regierungsfähigkeit tunlichst unterlassen, ihre
neutrale Position aufzugeben. Anders als in Bonn fehlt
es der Bundesregierung in Berlin offenbar an dem
notwendigen Instinkt oder an geeigneten Ratgebern

hä

Deutsche Bank

Neue Corporate Governance

Die Deutsche Bank versucht den Spagat, im Mantel
des deutschen Aktienrechtes, das eine institutionelle
Trennung zwischen dem Aufsichtsrat und dem ge-
samtverantwortlichen Vorstand fordert, die amerikani-
sche Unternehmensverfassung zu etablieren. Dieses
integriert den deutschen Aufsichtsrat und Vorstand
zum Board, in dem Non Executive Directors – unter
Führung des Chairmans – und Executive Directors –
unter Führung des Chief Executive Officer (CEO) –
vertreten sind. Häufig sind die Funktionen des Chair-
mans und des Chief Executive Officer in Personaluni-
on verbunden. 

Das zentrale Gremium der Deutschen Bank wird künf-
tig das Group Executive Committee sein. Es besteht
zum einen aus dem traditionellen – auf fünf Mitglieder
reduzierten – Konzernvorstand, der allerdings keine
operativen, sondern nur noch strategische Aufgaben
wahrnimmt. Zum anderen gehören dem Gremium sie-
ben „Global Business Heads“ an, denen das operati-
ve Geschäft anvertraut ist. Sie sind allein dem Vorsit-
zenden des Konzernvorstandes verpflichtet, der da-
durch de facto die herausgehobene Stellung eines
Chief Executive Officer einnimmt. 

Die Frage ist nun, welche Rolle künftig die vier auf
Stabsfunktionen zurückgesetzten Mitglieder des Kon-
zernvorstandes spielen, die ja nach deutschem Recht
weiterhin die Gesamtverantwortung für den Konzern
tragen. Mutieren sie zu „Non Executive Members of
the Board“, also zum „Aufsichtsrat“ nach amerikani-

schem Muster? Was wird dann aber aus dem nach
deutschem Recht für die Kontrolle und die strategi-
sche Ausrichtung zuständigen Aufsichtsrat? Man
kann die Prognose wagen, daß die Deutsche Bank ei-
ne Entwicklung angestoßen hat, die das deutsche
Modell der Corporate Governance auf den Prüfstand
stellt. Für den Ausgang dieses Systemwettbewerbs
spielt auch eine Rolle, daß die Deutsche Bank sich
dem deutschen Modell durch Verlagerung des Kon-
zernsitzes nach London entziehen könnte. hh

EU-Automobilsektor

Abbau von Preisdifferenzen

Wieder einmal beschäftigt sich die EU-Kommission
mit dem Automobilsektor. Schon in der Vergangenheit
war der Sektor häufig in die Schlagzeilen geraten, weil
es erhebliche Preisunterschiede bei Autos in den ein-
zelnen Ländern der Union gibt. Eine mögliche Ursa-
che hierfür ist die derzeit gültige Gruppenfreistel-
lungsverordnung von 1995, die dem Kraftfahrzeug-
sektor eine besondere Art der vertikalen
Vertriebsbindung über Händler mit Regionalmonopo-
len erlaubt. Diese Freistellung läuft am 30. September
2002 aus.

Wettbewerbskommissar Monti schlägt nun vor, daß
die Automobilhersteller in Zukunft zwischen zwei Sys-
temen zu wählen haben. Entweder sie erhalten die
regionalen Monopole und eine quantitative Begren-
zung der Zahl der Händler aufrecht. Doch auch in die-
sem Falle könnten die Händler in anderen Mitglieds-
ländern Filialen unterhalten und Automobile an Zwi-
schenhändler – etwa Supermärkte – weiterverkaufen.
Oder die Vertriebshändler werden von den Herstellern
nach qualitativen und möglicherweise auch quantita-
tiven Kriterien ausgewählt, besäßen dann allerdings
kein Regionalmonopol mehr. In jedem Falle können
Händler mehrere Marken vertreiben und nicht mehr
gezwungen werden, selbst Reparaturen durchzu-
führen – diese können in Zukunft auch subkontrahiert
werden.

Die Kommission dürfte mit diesen Neuerungen ihrem
Ziel, die Preisdifferenzen bei Automobilen auf dem
Binnenmarkt zu verringern, wohl näher kommen.
Auch der Wettbewerb auf dem Werkstattsektor dürfte
zunehmen, weil viele Hersteller die Auswahl der
Händler nach von ihnen festgelegten qualitativen Min-
deststandards bevorzugen dürften; quantitative Be-
schränkungen würden wohl erodieren. Insgesamt sind
die Änderungen eher vorsichtig und die Wirkungen
werden eher langsam als abrupt auftreten. Daß sie
nicht nur kosmetischer Natur sind, zeigt der geballte
Widerstand des Sektors. kra
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